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Warum einen Essensvorrat anlegen?
HAMBURG ::  Stell dir vor: Ein böswilli-
ger Computer-Experte legt die Rechner-
zentrale eines deutschen Stromunter-
nehmens lahm. Schlagartig kommt kein
Strom mehr aus der Steckdose. Elektro-
geräte wie Telefone, Computer, Radios
oder Kühlschränke funktionieren nicht
mehr. Wir können kein Licht anknipsen,
viele Züge und U-Bahnen bleiben liegen.
Auch viele Supermärkte könnten nicht
mehr öffnen.

Puh. Das würde das Leben echt
durcheinanderbringen, oder? Auch Na-
turkatastrophen wie eine schwere Flut
oder Angriffe von Verbrechern könnten
ein Chaos in Deutschland auslösen. Wie
sich ein großes Durcheinander verhin-
dern lässt, darüber haben sich Fachleute
Gedanken gemacht. Sie überlegten, was
in so einer Situation zu tun ist. Und wie
man die Bevölkerung am besten schützen
kann. Die Pläne dazu stehen in einem so-
genannten Zivilschutz-Konzept, über das
jetzt viele Menschen reden. Morgen will
darüber die Bundesregierung beraten.

In dem Plan steht, was jeder Bürger
selbst tun kann, um sich auf eine Notlage

vorzubereiten. So soll jeder einen Le-
bensmittelvorrat für zehn Tage anlegen.
Auch Trinkwasser sollten alle Bürger für
einige Tage im Haus haben. Genau wie
Taschenlampen, Kerzen, warme Decken
oder etwas Bargeld.

Manche Politiker finden das über-
trieben. Sie sagen, dass sei „Panikmache“
und mache den Leuten nur Angst. Die Re-
gierung aber findet ihr Konzept richtig
und wichtig. Wenn man die Sachen letzt-
lich nicht braucht – umso besser.

Deutsche sollen für zehn Tage Essen zu 
Hause haben, sagt die Regierung  dpa

Schimpansen bevorzugen Teamwork
Primaten sagt man Konkurrenzverhalten nach. Eine Studie widerlegt das

ATLANTA :: Schimpansen arbeiten
lieber zusammen als miteinander zu
konkurrieren. Das schreiben Forscher
in den „Proceedings“ der US-Nationa-
len Akademie der Wissenschaften
(PNAS). Ihre Beobachtungen an den
Primaten widersprechen der Annahme,
dass Kooperation ein speziell mensch-
liches Phänomen sei.

Die Wissenschaftler um Malini Su-
chak von der Emory Universität in At-
lanta (US-Bundesstaat Georgia), die in-
zwischen am Canisius-Kolleg in Buffa-
lo (New York) lehrt, hatten elf
Schimpansen vor die Wahl gestellt, Be-
lohnungen in Form von Futter entwe-
der durch Kooperation oder durch
kompetitives Verhalten zu ergattern.
Um das Obst zu erhalten, mussten zwei
oder drei Affen zusammen an einem
Apparat ziehen. Den Forschern zufolge
konnten die Schimpansen selber ihre
Partner für die Aufgaben aussuchen.
Sie konnten aber auch durch kompeti-
tives Verhalten an die Belohnungen ge-
langen – etwa, indem ein Schimpanse
einen anderen vertrieb oder das Obst

stibitzte. Mitglieder der Gruppe hätten
3565-mal innerhalb der 94 Versuchs-
stunden miteinander kooperiert – über
600-mal hätten sie Konkurrenzverhal-
ten gezeigt. Unter den Schimpansen sei
daher Kooperation fünfmal wahr-
scheinlicher als Wettbewerb. Indem sie
die richtigen Partner für die Aufgaben
aussuchten und kompetitive Affen be-
straften, reduzierte die Schimpansen-
Gruppe untereinander den Wettbe-

werb. „Vorangegangene Aussagen in
der Literatur beschreiben menschliche
Kooperation als ‚große Anomalie‘ und
Schimpansen als Tiere, die Wettbe-
werb der Zusammenarbeit vorziehen“,
so Suchak. „Es stellt sich heraus, dass
sie (die Schimpansen) sehr gut darin
sind, Wettbewerb zu vermeiden und
Kooperation zu bevorzugen.“ Das Ver-
hältnis zwischen Kooperation und
Konkurrenz bei Menschen und Schim-
pansen sei ähnlich.

Die Affengruppe bestand aus zehn
Weibchen und einem Männchen, die
seit über 20 Jahren zusammenlebten.
Nur ein Schimpanse hatte öfters mit
den anderen konkurriert als koope-
riert: Mai, ein fast blindes, 48-jähriges
Weibchen. Auch eine zweite Gruppe
von 15 Schimpansen wurde getestet.
Das Sozialverhalten von Schimpansen
hatten zuletzt auch Leipziger Forscher
untersucht. Sie berichteten nach Beob-
achtungen von 15 Affen in Kenia, dass
Freundschaften unter Schimpansen –
wie bei Menschen – maßgeblich mit
Vertrauen zusammenhängen. (dpa)

Schimpansen setzen wie Menschen 
auch auf Kooperation  dpa/Frans  de  Waal

Das Zentrale Register für Vollmachten

Seit 2005 Das Bun­
desministerium für 
Justiz empfiehlt, die 
Patientenverfügung 
mit einer Betreuungs­
vollmacht zu koppeln. 
Der Bevollmächtigte 
sollte über den Inhalt 
der Patientenverfü­
gung informiert sein. 
Mit dem Zentralen 

Vorsorgeregister 
(ZVR), geführt von der 
Bundesnotarkammer, 
stellt der Gesetzgeber 
Verbrauchern seit 
2005 ein System zur 
Verfügung, damit 
notarielle Vorsorgevoll­
machten, Betreuungs­ 
und Patientenverfü­
gungen im Betreu­

ungsfall gefunden 
werden. Mehr als drei 
Millionen Bürger haben 
ihre Urkunde bereits im 
ZVR registriert, berich­
tet die Bundesnotar­
kammer. Das ZVR 
werde monatlich etwa 
20.000­mal abgefragt 
(www.vorsorgeregis­
ter.de).
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SMARTPHONES

Neuer Höchststand von 
Android­Sicherheitslücken

POTSDAM :: Die Zahl der Sicherheits-
lücken in Android-Betriebssystemen hat
2016 einen neuen Höchststand erreicht.
Das berichtet das Hasso-Plattner-Insti-
tut (HPI). In seiner Datenbank für Sys-
temschwachstellen verzeichnete das
HPI bereits 342 Einträge in diesem Jahr.
Über zwei Drittel davon seien kritische
Schwachstellen. 2015 lag die Zahl mit 131
Fällen deutlich darunter. In der HPI-Da-
tenbank sind insgesamt über 77.000
Einträge gespeichert, die eingesehen
werden können: hpi-vdb.de.

MEDIZIN

Mukoviszidose­Früherkennung 
ab September bundesweit

DRESDEN :: Neugeborene können
künftig bundesweit auch auf Mukoviszi-
dose getestet werden. Das Screening zur
Früherkennung der seltenen Stoffwech-
selkrankheit wird am 1. September ein-
geführt, wie das Universitätsklinikum in
Dresden nun mitteilte. Die Einrichtung
ist Initiator des Vorstoßes. Dort werden
seit zehn Jahren alle zur Welt kommen-
den Kinder beim Neugeborenen-Scree-
ning auch darauf untersucht. Dabei wird
Babys am dritten Lebenstag Blut aus der
Ferse entnommen.

LEBENSMITTEL

Hinweis auf Alkohol ist bei vielen 
Nahrungsmitteln versteckt

BREMEN :: In Lebensmittelprodukten
steckt in vielen Fällen Alkohol, obwohl
dies auf den ersten Blick nicht zu erken-
nen ist. Davor hat die Verbraucherzent-
rale Bremen gewarnt. Das sind vor allem
Fertiggerichte und Süßwaren, Desserts
und Gebäck sowie manche Fassbrausen.
Wer auf Alkohol verzichten will oder
muss, sollte beim Kauf die Zutatenlisten
studieren. Mehrwertige Alkohole, etwa
Zuckeraustauschstoffe wie Xylit oder
Mannit, haben keine berauschende Wir-
kung. In großen Mengen können sie aber
abführend wirken.

BIOLOGIE

Pflanzen schützen sich vor 
schädlicher UV­Strahlung

POTSDAM :: Pflanzen verfügen offen-
bar über einige Stoffe, die wie ein Son-
nenschutz wirken. Das berichten Wis-
senschaftler des Max-Planck-Instituts
für Molekulare Pflanzenphysiologie in
ihrem Aufsatz in der Fachzeitschrift
„Nature“. Diese „Saiginole“, wie die For-
scher diese Gruppe der sekundären
Pflanzenstoffe getauft hat, besitzen be-
sondere, UV-B-Strahlung absorbierende
Eigenschaften. Denn obwohl Pflanzen
Sonnenlicht für die Photosynthese brau-
chen, können sie durch starke UV-B-
Strahlung Schaden nehmen.

Bergsteiger als 
Testpersonen für 
Mars-Missionen
KÖLN :: Fünf Männer und fünf Frauen
verbringen derzeit eine Woche in den
Walliser Alpen – um damit eine künftige
Mars-Mission vorzubereiten. Wie das
Deutsche Zentrum für Luft- und Raum-
fahrt (DLR) in Köln am Montag mitteil-
te, wohnen die Probanden vorüberge-
hend im höchstgelegenen Gebäude
Europas, der italienischen Schutzhütte
Regina Margherita in 4554 Meter Höhe.
Dort wird getestet, wie sie auf Sauer-
stoffmangel und geringen Luftdruck re-
agieren. „Wenn in Zukunft Astronauten
in einem Habitat auf dem Mars statio-
niert sind, werden sie sehr wahrschein-
lich in einer ähnlichen Druckatmosphäre
leben und arbeiten“, erläuterte der ärzt-
liche Leiter der Studie, Ulrich Limper.

Viele Menschen, die plötzlich sol-
chen stark veränderten Druckverhältnis-
sen ausgesetzt sind, leiden dann unter
der Höhenkrankheit – zu den Sympto-
men gehören Kopfschmerzen, Übelkeit
und angeschwollene Hände und Füße.
„Wir können aber bisher nicht vorhersa-
gen, bei welchen Personen die Höhen-
krankheit auftritt und was ihre Ursachen
sind“, sagte Limper. Untersucht werden
soll nun unter anderem, wie man gege-
benenfalls besser mit der Höhenkrank-
heit umgehen kann. (dpa)

„Es geht darum, den Adressaten – Ärz-
ten und Pflegepersonal – eine klare
Handlungsanweisung zu geben, sei es
für den Sterbeprozess oder zum Beispiel
für die Gabe von Schmerzmitteln in
einer Dosierung, die eigentlich nicht ge-
sund ist und als Nebenwirkung sogar
das Leben verkürzen kann.“ Der Rechts-
anwalt und Notar rät dazu, keine Ausle-
gungsfragen oder Widersprüche zuzu-
lassen.

Auch nach Einschätzung der Ver-
braucherzentrale Nordrhein-Westfalen
sollte die Verfügung konkrete Hand-
lungsanweisungen enthalten. Etwa für
eine Behandlung einer Krebserkrankung
im Endstadium oder eine künstliche Er-
nährung, die lediglich den Prozess des
Sterbens verzögert. „Beim Abfassen
einer Patientenverfügung sollten ein
Arzt und ein Jurist hinzugezogen wer-
den“, rät Christiane Rock, Juristin und
Expertin für den Gesundheitsmarkt bei
der Verbraucherzentrale NRW. Für Gita
Neumann sollten drei Situationen abge-
deckt sein: der Sterbeprozess bei einer
unheilbaren Krankheit, plötzliche Ge-
hirnschäden durch einen Unfall sowie
langsam voranschreitende, etwa durch
Demenz.

Wo bekomme ich Orientierung und Hil­
fe bei der Erstellung?
Das Bundesjustizministerium hat ge-
meinsam mit Partnern – etwa der Bera-
tungsstelle Patientenverfügung und der
Ärzteschaft – eine Informationsbro-
schüre zum Thema zusammengestellt.
Sie kann auf der Internetseite des Mi-
nisteriums (www.bmjv.de) unter der
Rubrik Service/Publikationen herunter-

geladen werden. Die Broschüre enthält
auch Textbausteine. Diese sollten aber
nur als Anregung und Formulierungshil-
fe dienen.

Bei der Umsetzung der Verfügung
helfen Hospizvereine, kirchliche Ein-
richtungen, Verbraucherzentralen, die
Bundeszentralstelle Patientenverfü-
gung (www.patientenverfuegung.de)
oder Rechtsanwälte und Notare mit
entsprechendem Arbeitsschwerpunkt.
Beratung und Hilfe beim Verfassen sind
meist kostenpflichtig. „Wer eine
Rechtsschutzversicherung hat, kann bei
ihr anfragen, ob sie die Kosten oder
einen Teil davon übernimmt“, rät Chris-
tiane Rock.

Muss ich meine Verfügung laufend ak­
tualisieren?
Gesetzlich ist das nicht vorgeschrieben.
Gleichwohl empfehlen Experten, dies
regelmäßig mit Datum und Unterschrift
zu tun. „Wir empfehlen das nach spätes-
tens fünf Jahren“, sagt Rock. Anwalt
Lohmeyer rät zu einem Abstand von
höchstens zwei Jahren.

Wo  hebe  ich  meine  Patientenverfü­
gung am besten auf?

Im Notfall müssen Ärzte, Bevoll-
mächtigte oder Betreuer schnell auf die
Patientenverfügung zugreifen können.
Sie sollte deshalb nicht eingeschlossen
sein. Laut Verbraucherzentrale NRW ist
es hilfreich, immer einen Hinweis bei
sich zu tragen, wo die Verfügung aufbe-
wahrt wird, etwa in der Geldbörse. „Der
Hinweis sollte zudem meinen Namen
und den Namen zweier Ansprechpart-
ner enthalten“, rät Rock.

Neumann, nennt das Urteil „einen wert-
vollen Weckruf“. Sie rät die Papiere auf
unklare Aussagen hin zu überprüfen.

Für Rechtsanwalt und Notar And-
reas Lohmeyer, Experte für Patienten-
verfügungen aus Hagen, ist der verhan-
delte Fall exemplarisch für unzählige
Fälle, die nicht öffentlich werden. „Hier
wird einmal mehr deutlich, dass nicht
egal ist, was ich schreibe. Eine Patien-
tenverfügung muss dem Stresstest
standhalten. Dem Fall also, dass Un-
einigkeit herrscht zwischen Familienan-
gehörigen und Ärzten und ich selbst
nicht mehr bestimmen kann.“

Was ist beim Verfassen der Verfügung
zu beachten?
Experten zufolge ist es unmöglich, mit
einer Patientenverfügung alle Eventua-
litäten abzudecken. „Die Verfügung
kann aber vermeidbare Missverständ-
nisse so weit wie möglich ausschließen“,
so Lohmeyer. Wichtig sei eine präzise
juristisch-medizinische Formulierung.

sahen das anders und zogen vor Ge-
richt. In dritter Instanz musste sich der
BGH mit der Frage befassen und ent-
schied: Die Formulierung „keine lebens-
erhaltenden Maßnahmen“ enthalte kei-
ne konkrete Behandlungsentscheidung
(Az., XII ZB 61/16). Die Ablehnung der
künstlichen Ernährung sei daraus nicht
eindeutig herauszulesen. Es fehlten ge-
nauere Angaben zu medizinischen
Behandlungsmethoden oder spezi-
fischen Krankheitszuständen. Der ge-
forderten Ablösung der Bevollmächtig-
ten sei zu widersprechen. Jetzt muss
sich das Landgericht wieder mit der
Frage beschäftigen, ob es weitere Hin-
weise auf den Willen der Seniorin gibt.

Was bedeutet das Urteil?
Der Verbraucherzentrale Bundesver-
band geht davon aus, dass sehr viele Pa-
tientenverfügungen unwirksam sein
könnten, weil sie zu unpräzise sind. Die
Leiterin der gemeinnützigen „Bundes-
zentralstelle Patientenverfügung“, Gita

KAI WIEDERMANN

BERLIN :: Etwa jeder dritte Erwachse-
ne in Deutschland hat laut einer Unter-
suchung des Instituts für Demoskopie
Allensbach eine Patientenverfügung.
Besonders hoch ist der Anteil bei den
Über-60-Jährigen. Ein Urteil des Bun-
desgerichtshofs (BGH) hat jetzt einmal
mehr verdeutlicht: Schwammige For-
mulierungen können die Verfügung im
Ernstfall wertlos machen.

Was  hat  der  Bundesgerichtshof  ent­
schieden?
Konkret verhandelt worden ist der Fall
einer Seniorin, die Ende 2011 einen
Schlaganfall erlitten hatte. In der Klinik
stimmte sie zu, dass ihr eine Magenson-
de gelegt wird – zur Medikamentengabe
und für die Ernährung. Nach dem Kli-
nikaufenthalt kam die Frau ins Pflege-
heim. 2013 erlitt sie dort epileptische
Anfälle. Seitdem befindet sie sich in
einem komaähnlichen Zustand. Spre-
chen kann sie nicht mehr.

Die Frau besaß zwei gleichlautende
Patientenverfügungen aus den Jahren
2003 und 2011, in denen hieß es: Im Fal-
le einer dauerhaften Hirnschädigung
nach Unfall oder Krankheit sollen „le-
bensverlängernde Maßnahmen unter-
bleiben“. Die Verfügung war mit einer
Betreuungsvollmacht verbunden, die
auf eine ihrer Töchter ausgestellt war.
Die Bevollmächtigte entschied in Ab-
sprache mit der Hausärztin der Senio-
rin: Ein Abbruch der künstlichen Ernäh-
rung widerspreche gegenwärtig dem
Willen der Betroffenen.

Zwei weitere Töchter der Patientin

Seit 2009 sind Ärzte verpflichtet, Patientenverfügungen umzusetzen. Der Wille muss aber konkret formuliert sein   Dpa  pA/Christian  Ender

Ein Urteil des Bundesgerichtshofs gilt in Expertenkreisen als 
„wertvoller Weckruf“. Was Verbraucher jetzt wissen sollten

Die Patientenverfügung 
muss konkret sein




